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Geſetz Sammlung 
flüür die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 61. 


(Nr. 7513.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden: Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Danzig zum Betrage von 1,300,000 Thalern. Vom 23. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


ertheilen, nachdem der Magiſtrat der Stadt Danzig, im Einverſtändniſſe mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung daſelbſt, darauf angetragen hat, zur Beſtreitung 
der Koſten für eine Waſſerleitung und für die Kanaliſation der Stadt eine An⸗ 
leihe von 1,300,000 Thalern aufnehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inha⸗ 
ber lautende, mit Zinskupons verſehene und Seitens der Gläubiger unkündbare 

Stadt- Obligationen ausgeben zu dürfen, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes 

vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium 

Anſere landesherrliche Genehmigung zur Ausſtellung von 1,300,000 Thalern 
Danziger Stadt⸗ Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema 


| 2 a) in 800 Stück zu 1000 Thalenn — 800,000 Thaler, 
De 500 a 
€) . Tal 200 = = 150,000 5 
BE ee. ese 


auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu u und nach dem feſt⸗ 
geſtellten Tilgungsplane, durch Ausloofung oder auch durch Ankauf, mit min⸗ 
deſtens Einem Prozent der Kapitalſchuld unter Zuwachs der durch die ſucceſſive 
Tilgung der letzteren herbeigeführten Zinſenerſparniſſe, vom Jahre 1872. ab in 
längſtens 36 Jahren zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter und 
ohne dadurch den Inhabern der Obligationen eine Gewährleiſtung Seitens des 
Staates zu bewilligen. f 

i Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wilhelmshöhe, den 23. Auguſt 1869. 


(J. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1809. (Nr. 75130 145 Sche⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Oktober 1869, 
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Schema. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Danzig. 
Danziger Stadt-Obligation 
Anleihe vom Jahre 1869. 


über 


ER Thaler Preußiſeh Kuraut. 


Auf Grund des Allerhöchſten Privilegii vom: U — (Geſetz⸗-Samml. 
von 18... S. ..) zur Aufnahme einer Anleihe von 1,300,000 Thalern ermächtigt, 
bekennt ſich der Magiſtrat der Stadt Danzig Namens der Stadtgemeinde durch 
dieſe, für jeden Inhaber gültige Verſchreibung zu einer Darlehnsfchuld von 
2 Thaler Preußiſch Kurant, welcher Betrag als ein Theil der obigen An⸗ 
leihe an die Stadt gezahlt worden iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld erfolgt binnen 36 Jahren vom 
1. Juli 1872. an nach dem beigedruckten Amortiſationsplane. Den Gläubigern 
ſteht kein Kündigungsrecht zu. 

Im Januar jeden Jahres, zuerſt im Januar 1872, werden die zur Ein⸗ 
löſung am 1. Juli deſſelben Jahres kommenden Obligationen vom Magiſtrate 
durch das Loos beſtimmt. Der Stadtgemeinde bleibt aber das Recht vorbehalten, 


an Stelle der Auslooſung ganz oder theilweiſe den freihändigen Ankauf der | 


Obligationen treten zu laſſen, ebenſo das Recht, den Tilgungsfonds zu verſtärken 
oder ſämmtliche umlaufende Obligationen auf einmal zu kündigen. 


Die ausgelooſten, RR angekauften oder gekündigten Obligationen 
werden unter Bezeichnung der Buchſtaben, Nummern und Bekräge, ſowie des 
Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt mindeſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine 
durch das Danziger Intelligenzblatt, das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Danzig, den Staatsanzeiger, eine Danziger und eine Berliner Zeitung. Die 
nähere Beſtimmung der Danziger und Berliner Zeitung, ſowie die Wahl eines 
anderen Blattes, wenn eins der vorbeſtimmten Blätter eingehen ſollte, bleiht dem 
Magiſtrate mit Genehmigung der Königlichen Regierung vorbehalten. 

„Bis zu dem Tage, an welchem das Kapital zu entrichten iſt, wird es in 
halbjährlichen Terminen am 2. Januar und 1. Jul mit fünf Prozent jährlich 
in Preußiſch Kurant verzinft, Mit 

N i 


Mit dem Fälligkeitstermine hört die Verzinſung der ausgelooſten und der 
gekündigten Obligationen auf. 5 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
9 der Zinskupons, beziehungsweiſe der Obligation bei der Kämmereikaſſe zu 

anzig. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Obligation ſind 
auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzureichen. 
Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem bekannt⸗ 
gemachten Rückzahlungskermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier 
Nahe nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem fie fällig geworden, nicht ab- 
gehobenen Zinsbeträge verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener und vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Geſetze bei dem Königlichen Stadt⸗ 
und Kreisgericht zu Danzig. Zinskupons können weder aufgeboten noch amor⸗ 
tiſirt werden. Doch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor 
Ablauf der vierjährigen Ae ee bei uns anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Kupons in glaubhafter Art nachweiſt, nach Ablauf der Verfährungs⸗ 
zeit der Betrag der von ihm angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen 
Zinskupons gegen Quittung ausbezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find halbjährige Zinskupons bis 
„„ ausgegeben, für die weitere Zeit werden Zinskupons auf fünfjährige 
Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe jeder neuen Kupons⸗Serie erfolgt auf der Kämmereikaſſe zu 
Danzig gegen Ablieferung des der älteren Serie beigedruckten Talons. Beim 
Verluſt des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Kupons ⸗Serie an den 
Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die Stadt⸗ 
gemeinde Danzig mit ihrem Vermögen und ihrer geſammten Steuerkraft. 

1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 

Danzig ff; 15% 


Der Magiſtrat. 
(eigenhändige Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und des Kämmerers.) 
(Unterſchrift des Rendanten.) 
(Auf der Rückſeite der Tilgungsplan.) 
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Schema. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Danzig. 
SEE 
Zinskupon 
uber... Zinfen 

der . 

Danziger Stadt⸗Obligation von 1869. 
Eiter. 0 
RO Thaler. 


Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am .. ten 
55 die halbjährlichen fünfprozentigen Zinſen mit 
der Kämmereikaſſe zu Danzig. 


Dieſer Kupon wird ungültig, wenn deſſen 
Betrag nicht innerhalb vier Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in welchem er fällig gewor⸗ 
den, erhoben wird. 


Danzig, den . ten 1 


— 


Der Magiſtrat. a 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und des Kämmerers.) 
(Unterſchrift des Rendanten.) 


Schema. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Danzig. 
Dig k den 
ü zu der 
Danziger Stadt⸗Obligation von 1869. 
En 
5 uber 3% Thaler. N 

= Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vorbenann- 
8 ten Obligation die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre bis 


Re 18; 


Der Magiſtrat. 
(Jakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und des Kämmerers.) 
- Anterfchrift des Rendanten.) 


(Nr, 7514.) 
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(Nr. 7514.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 


des Grünberger Kreiſes im Betrage von 50,000 Thalern. Vom 
23. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc, 


Nachdem von den Kreisſtänden des Grünberger Kreiſes auf dem Kreis- 
tage vom 8. Mai 1869. beſchloſſen worden, die zur Ausführung des vom Kreiſe 
unternommenen Baues einer verſteinten Straße von der Grenze des Züllichauer 
Kreiſes bis zur Grenze des Freyſtadter Kreiſes in der Richtung von Schwarmitz 
über Boyadel nach Kontopp und zur Zahlung eines Zuſchuſſes zu den Koſten 
des Grunderwerbes der Guben⸗Poſener und der Liegnitz⸗Glogau⸗Rothenburger 
Eiſenbahn erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen 
Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 50,000 Thalern ausſtellen zu 
dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 50,000 Tha⸗ 
lern, in Buchſtaben: Funfzig Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 

15,000 Thaler à 500 Thaler, 
20,000 a. 100 
10,000 2 a 50 2 
5,000 * a 25 z 
| = 50,000 Thaler, f 
. nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
i 2 fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
f Folgeordnung jährlich vom 1. Januar 1870. ab mit wenigſtens jährlich Ein 
und einhalb Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amor⸗ 
tiſirten Schuldverſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium 
Anſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte ohne die 
Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshöhe, den 23. Auguſt 1869. i 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Finanzminiſter: 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg 


| 


(Nr. 7514.) Pro 
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Provinz Schlefien, Regierungsbezirk Ciegnitz. 


Obligation 
des 


Gründe der dre 


Lit... 
Mhern Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund d ee genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


8. Mai 1869. wegen Aufnahme einer Schuld von 50,000 Thalern bekennt ſich 
die ſtändiſche Finanzkommiſſion des Grünberger Kreiſes Namens des Kreiſes 
durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Ver⸗ 
ſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern Preußiſch Kurant, 
welche 5 den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jährlich zu ver⸗ 
zinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 50,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870: ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 31 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens 12 Prozent jährlich, 
unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen nach Maaß⸗ 
gabe des genehmigten Tilgungsplans. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 

drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Staatsanzeiger dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Liegnitz, 
dem Grünberger Kreisblatt, ſowie in einer zu Breslau erſcheinenden größeren 
. näherer e der ſtändiſchen Finanzkommiſſion. 
is zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer . 
ei 


— 1087 — 


bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Grünberg, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 

find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 
i Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. $$. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Grünberg. 

Zinskupons können weder aufgeboten noch amortiſirt werden; doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
1 1 un bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ..... halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Grünberg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Vein Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. f 

0 1 8 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Grünberg, nns 1 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Gruͤnberger Kreiſes. 


(Nr. 7514) Pro⸗ 
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ProvinzzSchleſien, Regierungsbezirk Liegnitz. 
Zins kupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Gruͤnberger Kreiſes 
Fit: . 
berge Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
5 über 
ae Thaler... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes SE empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Ze dem 2 C TEN. ent! teen 
hi en „ und ppttehn die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr Lom FFF mit (in Buch⸗ 
ann), Thalern ..... ... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Grünberg. 
Glünberg, den . 4 18. 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Gruͤnberger Kreiſes. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht e vier Jahren nach 
115 Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Liegnitz. 
Tas Dir 


zur | 
Kreis⸗Obligation des Grünberger Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons 1 gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Grünberger Kreiſes 
i R Abet Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
f Kommunalkaſſe zu Grünberg. Beim Verluſt dieſes Talons erfolgt die Aus⸗ 
händigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig Son 5 


Grünberg, den ee 


Die ſtändiſche Finanzkommiſſion des bie Kreiſes. 


— — ] ¶ — un. 


(Jr. 7515.) 


| 
5 
; 
5 
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(Nr. 7515.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender fünfprozentiger Ber- 


liner Stadt - Obligationen zum Betrage von 2,500,000 Thalern. Vom 
30. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, was folgt: 


Nachdem der Magiſtrat Unſerer Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin mit 
Zuſtimmung der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zur 
Vollendung des Baues des ſtädtiſchen Rathhauſes, ferner zum Bau eines 
ſtädtiſchen Krankenhauſes und eines ſtädtiſchen Irrenhauſes eine neue Anleihe 
von zwei Millionen fünfmalhundert Tauſend Thaler aufnehmen und zu dieſem 
Zwecke auf den Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Stadt⸗Obligationen 
ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflich⸗ 
tung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium zur Aus⸗ 
ſtellung von zwei Millionen fünfmalhundert Tauſend Thaler Berliner Stadt⸗ 
Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema, und zwar: 


in 74 Stück a 1,000 Thaler 74,000 Thaler, 
CVVVVVVVVVTTT ERBE 735,00 - 
RE De 991,000 - 
; 1002 700,000 - 


zufammen 2,500,000 Thaler, 


auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinfen und, von Seiten der 
Gläubiger unkündbar, mit zwei vom Hundert, ſowie mit den erſparten Zinſen 
der eingelöſten Obligationen nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplan durch Ver⸗ 
looſung oder Ankauf in den Jahren 1872. bis ſpäteſtens 1897. zu amortiſiren 
ſind, übrigens aber von der Stadt vor Ablauf von fünf Jahren nach Beginn 
der 1 nicht gekündigt werden ſollen, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, 
Anſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des 
Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. Auguſt 1869. 


(. S.) Wilhelm. 
Ana a del Jurte 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7515.) 146 Sche⸗ 


r 


= — 


Schema A. 
Berliner Stadt-Obligation. 
(Stadtwappen.) 8 
Di. 1 


Berliner Stadt⸗Obligation der Auleihe von 2/500,000 Thalern 


(ausgefertigt in Gemäßheit des Allerhöchſten Privilegiums von 


— Geſetz⸗-Sammlung von 18. Stück ) 
über 
Gb. g Thaler Preuß. Kuraut. 


Der Magiſtrat der Königlichen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin beurkun⸗ 
det und bekennt hiermit auf Grund des zuſtimmenden Beſchluſſes der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung, daß der Inhaber dieſer Obligation ein dargeliehenes 
Kapital von N en 

ETV Thalern Preuß. Aurant, 


deſſen Empfang hiermit beſcheinigt wird, von der hieſigen Stadt zu fordern hat. 
Die auf fünf Prozent jährlich fate Zinſen werden am 1. April 
und 1. Oktober jeden Jahres, ſowie ſpäterhin, ſo lange ſie nicht verjährt ſind, 
ae gen Ne ausgefertigten halbjährlichen Zinskupons durch die Stadt- | 
auptkaſſe gezahlt. a 5 BE 

85 Die Haug des ganzen Anleihekapitals geſchieht mittelſt Verlooſung oder 
Ankaufs der Obligationen nach einem von der Staatsbehörde genehmigten 
Amortiſationsplane mit mindeſtens zwei Prozent jährlich und den erſparten Zin⸗ 
ſen der getilgten Obligationen vom 1. Januar 1872. ab binnen längſtens 26 
Jahren. Der Stadt Berlin bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den Tilgungs⸗ 
fonds zu verſtärken, oder auch ſämmtliche Obligationen auf einmal zu kündigen. 
Von dieſem Kündigungsrechte ſoll indeſſen vor Ablauf von fünf Jahren nach 
dem Beginn der Emiffion kein Gebrauch gemacht werden. Den Inhabern der 
Obligationen ſteht ein Kündigungsrecht nicht zu. 7 

Die Bekanntmachung der durch das Loos gezogenen Obligationen, ſowie 
der etwa außerdem erfolgenden Kündigung geſchieht durch den Preußiſchen Staats 
anzeiger, das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und durch zwei 
Berliner Zeitungen. | ser: 

Mit dem Tage, an welchem nach dieſen Bekanntmachungen, unter Ein- 
haltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt, das Kapital zurückzuzahlen iſt, hört die 
Verzinſung deſſelben auf. Gegen Auszahlung des Kapitals ſind mit der Obli⸗ 
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gation auch die dazu gehörigen Zinsſcheine der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern; für die fehlenden Zinsſcheine wird der Betrag vom Kapital abgezogen. 

Der Kapitalbetrag der ausgelooſten Obligationen verfällt zu Gunſten der 
Stadt, wenn die Einlöſung nicht binnen 30 Jahren nach dem Fälligkeitstermine 
erfolgt; die Zinsſcheine verjähren mit Ablauf des vierten Kalenderjahres nach 
dem Jahre ihrer Fälligkeit; die Amortiſation derſelben iſt unſtatthaft. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die auf 
die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 
16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder ver- 
nichteter Staatspapiere $$. 1. bis 12. mit nachſtehenden Maaßgaben Anwendung: 

a) die im §. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate zu Berlin gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und 
Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem Schaf: 
miniſterium zukommen; gegen die Verfügung des Magiſtrats findet 
Rekurs an die Königliche Regierung zu Potsdam ftatt; 

b) das im F. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König: 
lichen Stadtgerichte zu Berlin 

c) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche die 
ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 

d) an Stelle der im F. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zinszahlungs⸗ 
termine ſollen vier, und an Stelle des im F. 8. erwähnten achten 
Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. i 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ... halbjährige Zinsſcheine aus⸗ 
gegeben; die ferneren Zinsſcheine werden für e Perioden ausgegeben 
werden. Die Ausgabe einer neuen Zinsſchein⸗Serie erfolgt bei der Stadt⸗Haupt⸗ 
kaſſe zu Berlin gegen Ablieferung des der älteren Zinsſchein⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zins⸗ 
ſchein-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. 

Für die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen haftet das geſammte Ver⸗ 
mögen und Einkommen der Stadt. 

Berlin, denn 18. 


Der Magiſtrat hieſiger Königlichen Haupt und Reſidenzſtadt. 
= ; E 8 
Eingetragen Band.... Seite Ausge fertige. 
Beigefügt ſind die Kupons über Zinſen vom NR 


(Ar. 7515.) 146 * Sche⸗ 


— 1092 — 


Schema B. Kupon. 
87 Z.. 8 Thlr.. Sgr 
Kn o en 
zur 
Berliner Stadt⸗Obligation a fünf Prozent 
(Stapel) 
. Lite: 
über 
re . . . Thaler. 
» Halbjährige Zinſen, zahlbar mit „ Thal? Silber⸗ 
e aus der Stadt⸗Hauptkaſſe zu Berlin. 
Berlßß t: 8 18 


Magiſtrat hieſiger Koͤniglichen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 
(L. S.) 
(Unterſchrift.) E (Unterſchrift.) 


Ausgefertigt. 

(Unterſchrift.) 
(Dieſer Kupon wird ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er fällig 
geworden, erhoben wird.) 


Sche⸗ 


} 
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Talon. Schema C. 
Talon 
zur 
Berliner Stadt⸗Obligation & fünf Prozent 
Talon⸗ 
(Stanpel) 
22 u... hittn... 
über 
ee Thaler. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der oben 
bezeichneten Berliner Stadt⸗Obligation die Serie Zinskupons für die 
en Jahre vom tn. . . bis n . .... bei der hiefigen Stadt⸗ 


Hauptkaſſe. Wird hiergegen rechtzeitig von dem Inhaber der Obligation Wider⸗ 5 
ſpruch erhoben, fo erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an diefen gegen 
beſondere Quittung. 


Berlin den 18 &; 


Magiſtrat hieſiger Königlichen Haupt und Reſidenzſtadt. 
N (L. S.) = 
(Unterſchrift.) (Unterſchrift.) 
Ausgefertigt. 


. (Unterſchrift. 
Zur Abhebung der Serie Bett) 


(Nr. 7515-7516) (Nr. 7516.) 
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(Nr. 7516.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Auguſt 1869., betreffend die Verleihung der fis- 
kaliſchen Vorrechte an den Kreis Neuſtadt in O.⸗Schl., Regierungsbezirk 
Oppeln, für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis Chauſſee von 
Neuſtadt in Oberſchl. in der Richtung auf Ziegenhals bis zur Kreisgrenze 
bei Wackenau. 


Nachdem 890 durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Kreis⸗ 
Chauſſee von Neuſtadt in Oberſchl., im Regierungsbezirk Oppeln, in der Rich⸗ 
tung auf Ziegenhals bis zur Kreisgrenze bei Wackenau genehmigt habe, verleihe 
Ich hierdurch dem Kreiſe Neuſtadt in O.⸗Schl. das Expropriationsrecht für die 
zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 

der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs - Materialien, nach 1 der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich dem gedachten Kreiſe, gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straße, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. a 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. n 


Berlin, den 30. Auguſt 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Gr. 7517.) 


| 
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(r. 7517) Allerhöchſter Erlaß vom 7, September 1869., betreffend die Verleihung der 


fiskaliſchen Vorrechte an die Gemeinden Tecklenburg und Ledde für den 
Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde ⸗Chauſſee von der Kreisſtadt 
Tecklenburg im Regierungsbezirk Münſter nach der Station Velpe der 
Rheine⸗Osnabrücker Eiſenbahn. 


ae Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde - Chauffee von der Kreisſtadt Tecklenburg im Regierungsbezirk Münſter 
nach der Station Velpe der Rheine⸗Osnabrücker Eiſenbahn genehmigt habe, ver⸗ 
leihe Ich hierdurch den Gemeinden Tecklenburg und Ledde, welche den Bau in 
ihren bezüglichen Bezirken ausführen laſſen, das Expropriationsrecht für die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der für die 
Staats ⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich den Gemeinden Tecklenburg und Ledde, gegen Uebernahme der Hut en 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße, das Recht zur Erhebung des cheaten 
geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 

hauſſeegeld⸗Tarifs, N der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats - Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Ehauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Stettin, den 7. September 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


* 
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(Nr. 7518.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. September 1869., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte an die Gemeinden Wirſchweiler, Allenbach und Send 
weiler, ſowie an den Kreis Bernkaſtel für den Bau und die Unterhaltung 
einer Kommunal⸗Chauſſee zum Anſchluß an die Idarſtraße, im Großher— 
zoglich Oldenburgiſchen Fürſtenthum Birkenfeld, bei Katzenlocherhammer), 
durch das Idarthal über Allenbach bis zur Idarbrücke auf der Prüm⸗ 
Birkenfelder Bezirksſtraße, im Regierungsbezirk Trier. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kom⸗ 

munal⸗Chauſſee zum Anſchluß an die Idarſtraße, im Großherzoglich Oldenbur⸗ 
giſchen Fürſtenthum Birkenfeld, bei e ee durch das Idarthal über 
Allenbach bis zur Idarbrücke auf der Prüm⸗Birkenfelder Bezirksſtraße, im Re⸗ 
e Trier, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden 
Wirſchweiler, Allenbach und Sensweiler, ſowie dem Kreiſe Bernkaſtel und zwar 
jeder von dieſen Korporationen für die von ihr zum Bau übernommenen Strecken 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach ee der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden und dem Kreiſe 
Bernkaſtel, gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße, das Recht zur Erhebung des Chauſſergelbes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Sa betreffenden zusätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmun⸗ 
ge auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. 

uch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840, angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwen⸗ 
dung kommen. i 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Stettin, den 6. September 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
® Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7519.) 
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(Nr. 7519.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen 
der Provinz Poſen II. Serie im Betrage von 1,000,000 Thaler. Vom 
10. September 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


Nachdem von den Ständen der Provinz Poſen auf dem fünfzehnten 
Provinziallandtage am 16. Oktober 1868. beſchloſſen worden, die zur Erbauung 
und Erweiterung von Provinzialanſtalten, ſowie zur Verſtärkung der Fonds 
der Provinzialhülfskaſſe für die Provinz Poſen erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Stände: zu dieſen Zwecken auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen 
| Betrage von 1,000,000 Thaler ausſtellen zu dürfen, da fich hiergegen weder 
| im Intereſſe der Gläubiger, noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden 
| hat, in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Austellung 
| von Obligationen zum Betrage von 1,000,000 Thaler, in Buchſtaben: Einer 


Million Thaler, welche in Apoints von 100 Thalern, 200 Thalern und 

500 Thalern nach dem anliegenden Schema und unter Beifügung von Zins⸗ 

5 kupons und Talons nach den beiliegenden Formularen auszufertigen, mit fünf 

, Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 

f Folgeordnung vom Jahre 1874. ab mit jährlich wenigſtens Einem Prozent des 

Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, 

jährlich zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 

Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 

Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 

Dritter ertheilen, und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 

eine Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 

Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Panſin bei Stargard, den 10. September 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für die Miniſter 
Zugleich für den der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten 
Miniſter des Innern: und der Juſtiz: 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7519.) 147 Sche⸗ 
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Schema zu den Obligationen der Provinz Poſen. 
Provinz Poſen. 
Obligation der Provinz Poſen 
Serie II. 

Littr . N 


über 


ie RER, 55 Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm beſtätigten Beſchluſſes des fünfzehnten 
Provinziallandtages der Provinz Poſen vom 16. Oktober 1868. wegen Auf⸗ 
nahme einer Schuld von 1,000,000 Thaler bekennt ſich die provinzialſtändiſche 
Kommiſſion für die Anleihe der Provinz Poſen Namens genannter Provinz 
durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare 
Schuldverſchreibung zu einer Schuld von Thalern Preußiſch Kurant, 
welcher Betrag an die Provinz Poſen baar bezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 1,000,000 Thaler geſchieht 
vom Jahre 1874. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens Einem Prozente jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 

i Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1873. ab in dem 


Monate September jeden Jahres. Die Provinz behält ſich jedoch das Recht | 


vor, den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmt⸗ 
liche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, 
ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 
Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt 
ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in den Amts⸗ 
blättern der Königlichen Regierungen zu Poſen und Bromberg, der Berliner 
Börſenzeitung, der Poſener Zeitung, dem Dziennik poznanski und dem Staats⸗ 
anzeiger. ’ 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem u 

ie 


| 
| 
| 
| 
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Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
1110 der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Provinzial⸗Inſtitutenkaſſe in Poſen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit, und außerdem bei denjenigen aus⸗ 
wärtigen Bankhäuſern, welche in den benannten Blättern öffentlich werden be- 
zeichnet werden, hier jedoch nur während eines halben Jahres nach der Fälligkeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 
be Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

5 Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablaufe des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjähren zu Gunſten der Provinz. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil J. 
Titel 51. §. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Poſen. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei dem Oberpräſidenten anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungszeit der Betrag der ange⸗ 
dr a bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 

ezahlt werden. i 
ss Mit dieſer Schuldverfchreibung find ....... halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1877. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Provinzial⸗ 
Inſtitutenkaſſe zu Poſen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Provinz mit ihrem Vermögen. 6 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Paſeh t den n 18. 


Die propinzialſtändiſche Kommiſſion für die Anleihe der Provinz Poſen. 
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Schema für die Zinskupons. 
Provinz Poſen. 
Zinskupon 


zur 
Obligation der Provinz Poſen 


Serie II. 
Littr. 58 M 222 2 
ber! Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
12 22 Thaler .... Silbergroſchen. 
Der ne, dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
. Hund ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Obligation 
für das Halbjahr 0 N Ä mit (in Buchſtaben) 
ae Thaler... ..... Silbergroſchen bei der ei 
kaſſe zu Poſen. 
ofen; den ene ad 18:5! 


Die propinzialftändifche Kommiſſion für die Anleihe der e Poſen 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Schema für die Talons. 
Provinz Poſen. 


T a laid n 


zur 
Obligation der Provinz Poſen. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation der Provinz Poſen 
Ser. II. Littr . R übers m Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18... bei der Provinzial⸗ 
Inſtitutenkaſſe zu Poſen. 8 
dee ne 18 


Die provinzialſtaͤndiſche Kommiſſion für die Anleihe der Provinz Poſen. 


(Nr. 7520.) 
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(Nr. 7520.) Konzeſſions⸗ und Beftätigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
5 Eiſenbahn von Dillenburg in das Scheldethal bis zur eiſernen Hand mit 
einer Abzweigung in das Eibacher Scheldethal bis zum Nikolaus⸗Stollen 
der Grube Königszug von Seiten der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, 
ſowie einen Nachtrag zum Statute der letzteren. Vom 20. September 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


Nachdem die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm⸗ 
lung ihrer Aktionaire vom 30. Juni 1869. beſchloſſen hat, ihr Unternehmen auf 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Dillenburg in das Scheldethal bis 
(or eiſernen Hand mit einer Abzweigung in das Eibacher Scheldethal bis zum 

ikolaus⸗Stollen der Grube Königszug auszudehnen, und von ihrer hierzu be⸗ 
vollmächtigten Direktion der anliegende Nachtrag zu ihrem Statute aufgeſtellt 
worden iſt, wollen Wir der genannten Geſellſchaft zu der vorbezeichneten Aus⸗ 
dehnung ihres Unternehmens die landesherrliche Genehmigung ertheilen, auch den 
Statutnachtrag hierdurch beſtätigen. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß auf das neue Unternehmen der Cöln-Min⸗ 
dener Eiſenbahngeſellſchaft die in dem Geſetze vom 3. November 1838. enthal⸗ 
tenen Vorſchriften über die Expropriation und das Recht zur vorübergehenden 
Benutzung fremder Grundſtücke nach Maaßgabe der Verordnung vom 19. Auguſt 
1867. Anwendung finden ſollen. 5 

Die gegenwärtige Urkunde nebſt dem Statutnachtrage iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 20. September 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


(Nr. 7520.) N Rache 
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Nachtrag 
zu den 


am 18. Dezember 1843. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuten der 
Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


. 1. 


Das durch die Allerhöchſt beſtätigten Statuten vom 18. Dezember 1843. 
gegründete und durch die Allerhöchſten Konzeſſions- und Beſtätigungs⸗Urkunden 
vom 1. September 1853., 26. Juli 1855., 28. Mai 1866., 20. Juni 1868. 
und 11. November 1868. erweiterte Unternehmen der Cöln⸗Mindener Eifenbahn- 
geſellſchaft wird auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Dillenburg in 
das Scheldethal bis zur eiſernen Hand mit einer Abzweigung in das Eibacher 
Scheldethal bis zum Nikolaus⸗Stollen der Grube Königszug ausgedehnt. 


§. 2. 


Die vorgedachten Bahnen bilden einen integrirenden Theil des Cöln⸗ 
Mindener Stamm⸗Eiſenbahn⸗Unternehmens, und es finden auf dieſelben alle Be⸗ 
ſtimmungen der Allerhöchſt beſtätigten reſp. abgeänderten Geſellſchaftsſtatuten, 
ſowie auch das Geſetz vom 3. November 1838. Anwendung. 

Die Cöln⸗Gießener Eiſenbahn hat an den finanziellen Erträgniſſen dieſes 
neuen Unternehmens keinen Antheil. | 


Sea 
Die Beſtimmung der Bahnlinie und die Feſtſetzung des Bauprojektes 
bleibt dem Herrn Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten. 


. 4. 


Der Bau ſoll unmittelbar nach Ertheilung der landesherrlichen Konzeffion 
begonnen und in möglichſt kurzer Zeit vollendet werden. 


§. 5 

Unter Abzug eines der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, theils aus 
Staats-, theils aus Privatmitteln im Intereſſe des Anſchluſſes der an der Bahn 
liegenden Berg⸗ und Hüttenwerke gewährten zinsfreien und nicht zurückzuzahlenden 

Kapitalbeitrages, wird das Anlagekapital, welches erforderlich iſt: 
a) zum Bau der im F. 1. aufgeführten Bahnen, ſowie zur Anfchaffung des 
benöthigten Betriebsmaterials, b) 

| ) zur 


Ze 


b) zur Verzinſung des Anlagekapitals während der Bauzeit und 
e) zur Deckung der bei Beſchaffung der Geldmittel entſtehenden Kursverluſte, 
auf zweimalhundert und zwanzig Tauſend Thaler feſtgeſetzt. 
Die Vermehrung dieſes Anlagekapitals bleibt für den Fall vorbehalten, 
daß zur Vollendung des Baues oder nach Eröffnung des Betriebes ſich ein 
Bedürfniß dazu herausſtellen ſollte. 


$. 6. 
Die Beſchaffung des im F. 5. vorgeſehenen Anlagekapitals erfolgt durch 
eine Anleihe, deren Zinsfuß und ſonſtige Bedingungen in einem Allerhöchſten 
Privilegium feſtgeſetzt werden. 


(Nr. 7521.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1869., betreffend die von dem Oeich— 
amte des Warthebruchs beantragte allgemeine Reviſion der der Deich⸗, 
Ufer⸗, Graben⸗ und Schau ⸗Ordnung vom 27, März 1802. angehängten 
Deichrolle. 


Nac den das Deichamt des Warthebruchs die allgemeine Reviſion der der 
Deich⸗, Ufer, Graben⸗ und Schau⸗Ordnung vom 27. März 1802. angehängten 
Deichrolle beantragt hat, genehmige Ich nach Anhörung deſſelben, auf Grund 
des $. 23. des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848., dieſe Re⸗ 
viſion und beſtimme über das dabei zu beobachtende Verfahren, was folgt: 

Behufs Feſtſtellung der im Entwurf vom Deichhauptmann des Verbandes 
bereits angefertigten neuen Deichrolle, durch welche der bisherige Maaßſtab zur 
Aufbringung der Deichkaſſenbeiträge nicht verändert wird, iſt dieſelbe durch einen 
von der Regierung in Frankfurt a. d. O. zu ernennenden Kommiſſarius dem 
Deichamte des Warthebruchs vollſtändig, den einzelnen Gemeindevorſtänden, ſo⸗ 
wie den Beſitzern der Güter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, 
extraktweiſe mitzutheilen und zugleich durch das Amtsblatt eine vierwöchentliche 
Friſt zu beſtimmen, innerhalb welcher die Deichrolle von den Betheiligten bei den 
Gemeindevorſtänden und im Amtslokale des Deichhauptmanns eingeſehen und 
Beſchwerde dagegen bei dem Regierungskommiſſarius erhoben werden kann. Von 
dieſem Kommiſſarius ſind die eingehenden Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Deichamts und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. Als Sachverſtändige ſind hinſichtlich der Grenzen 
des Inundationsgebiets und der ſonſt erforderlichen Vermeſſungen ein vereideter 
Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein hien kann e zuzuziehen. Bei Streitig⸗ 
keiten über die Ueberſchwemmungsverhältniſſe kann ein Waſſerbau⸗Sachverſtändiger 
zugeordnet und der Deichhauptmann gutachtlich gehört werden. 

Die Sachverſtändigen werden von der Regierung in Frankfurt a. d. O. 
ernannt. Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die Beſchwerdeführer einerſeits und der Deputirte des Deichamts andererſeits, be⸗ 
Gr. 75207522.) kannt 
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kannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden und wird die Deichrolle demgemäß berichtigt. Andernfalls 
werden die Akten der Regierung zu Frankfurt zur Entſcheidung über die Be⸗ 
ſchwerde vorgelegt. Wenn die Beſchwerde verworfen wird, treffen die Koſten 
derſelben den Beſchwerdeführer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekannt⸗ 
machung der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten zuläſſig. Nach erfolgter Feſtſtellung der Deichrolle 
iſt dieſelbe von der Regierung in Frankfurt a. d. O. auszufertigen und dem Deich⸗ 
amte zuzuſtellen. Die Ausſchreibung der Deichkaſſenbeiträge erfolgt vom Jahre 
1870. ab nach der neuen Deichrolle, und zwar bis zu ihrer endlichen Ausfertigung 
vorläufig und vorbehaltlich der Ausgleichung der etwa zu viel oder zu wenig 
gezahlten Beträge nach dem Entwurfe der Rolle. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 20. September 1869. 
Wilhelm. 


v. Selchow. 
An den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


(Nr. 7522.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der Nieder⸗ 
rheiniſchen Güter⸗Aſſekuranzgeſellſchaft zu Weſel beſchloſſenen Abänderungen 

. des Geſellſchaftsſtatuts. Vom 20. September 1869. d 
Da Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 10. d. M. die 
in der notariellen Verhandlung vom 5. Auguſt 1869. von der hierzu bevollmäch⸗ 
tigten Direktion der Niederrheiniſchen Güter⸗Aſſekuranzgeſellſchaft zu Weſel ver⸗ 
lautbarten Abänderungen des Geſellſchaftsſtatuts mit einer Maaßgabe zu geneh⸗ 
migen geruht. er ER 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt den genehmigten Statutabänderungen wird 
1 0 das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf bekannt gemacht 
werden. 

Berlin, den 20. September 1869. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: lh 
Moſer. 505 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums, 
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